
Die Senatorin für Kinder und Bildung 28.09.2017  Henke, Uwe  361-16686  V o r l a g e  Nr. G 97/19 für die  Sitzung der Deputation für Kinder und Bildung am 18.10.2017  Bericht zu den Bemerkungen des Rechnungsprüfungsausschusses hinsichtlich der Feststellungen des Rechnungshofs zu den Zuwendungen an die Stadtteil-Schule e.V.   A. Problem Der städtische Rechnungsprüfungsausschuss hat sich in seiner Sitzung am 1. Februar 2017  mit den Prüfungsergebnissen des Rechnungshofs zum Zuwendungsverfahren der Jahre 2011 bis 2014  an die Stadtteil-Schule e.V. befasst und das Bildungsressort gebeten, darüber zu berichten, inwieweit es noch offene Fragen des Rechnungshofs umgesetzt hat und bittet um eine inhaltliche Erläuterung der sogenannten Fehlbedarfsfinanzierung.  B. Lösung / Sachstand Darüber hinaus hat der Rechnungshof das Bildungsressort aufgefordert,  a. alle geförderten Maßnahmen auf Fehlbedarfsfinanzierung umzustellen,  In den Feststellungen des Rechnungshofes war u. a. die Finanzierungsart bei der Förderung der Stadtteil-Schule e.V. Gegenstand der Prüfung. Die Stadtteil-Schule e.V. erhielt Zuwendungsbescheide als Vollfinanzierung. Der Rechnungshof sah darin ein haushaltsrechtliches Risiko, da grundsätzlich eigene Einnahmen der Stadtteil-Schule e.V. unberücksichtigt bleiben können und nicht von der Zuwendungssumme abgezogen werden, da in einem Bereich Einnahmen aus privatem Förderunterricht anfallen. In der Praxis kam dies zwar nicht vor, aber die Erwartung des Rechnungshofes an das Ressort war die Umstellung der Finanzierungsart auf die Fehlbedarfsfinanzierung.  Bei der Fehlbedarfsfinanzierung deckt die Zuwendung den Finanzierungsbedarf, der insoweit verbleibt, als der Zuwendungsempfänger die zuwendungsfähigen Ausgaben nicht durch eigene oder fremde Mittel zu decken vermag. Der Wirkung nach stellt die 



Fehlbedarfsfinanzierung eine Restfinanzierung dar. Aufgrund der gesetzlich vorgeschriebenen Nachrangigkeit der Zuwendung hat die Stadtteil-Schule e.V. somit in erster Linie eigene Mittel oder andere Einnahmen zur Deckung der Ausgaben einzusetzen. Damit wird sichergestellt, seitens des Zuwendungsgebers keine Doppelfinanzierungen zu leisten, andererseits wirken sich Kostensteigerungen nicht negativ auf den Zuwendungsempfänger aus, da der Zuwendungsgeber dafür eintritt.  Das Ressort hat unverzüglich alle geförderten Maßnahmen für die Stadtteil-Schule e.V. auf Fehlbedarfsfinanzierung umgestellt, obwohl nur in einem Projekt zusätzliche Einnahmen erzielt werden, diese aber immer von der Fördersumme abgezogen wurden. In der Beratung des Rechnungsprüfungsausschusses am 1. Februar 2017 ist zu diesem Punkt die Frage aufgekommen, inwieweit sogenannte  Fehlbedarfsfinanzierungen geeignet sind, die Kosten der Träger zu decken, da der Eindruck entstand, beim Träger könnten Verluste verbleiben. Wie dargestellt, deckt die Zuwendung bei der Fehlbedarfsfinanzierung den "Fehlbedarf" ab, der insoweit verbleibt, als der Zuwendungsempfänger die Ausgaben nicht durch eigene oder fremde Mittel zu decken vermag. Insoweit ist diese Finanzierungsart geeignet, eben keine Verluste entstehen zu lassen beim Zuwendungsempfänger.  b. darüber zu entscheiden, in welchem Umfang die Stadtteil-Schule als Institution gefördert und wie die Projektförderung davon abgegrenzt werden soll und dieses nachvollziehbar darzulegen, Die Förderung der Institution „Stadtteil-Schule e.V.“ mit den Kosten für die Verwaltung und die Förderung der Unterrichtsvertretung wurden bis zur Prüfung durch den Rechnungshof in einem Bewilligungsbescheid als institutionelle Förderung bewilligt. Der Rechnungshof stellte fest, dass diese Förderart eine Vermengung von unterschiedlichen Bereichen ist, die haushaltsrechtlich nicht zusammengehört. Die Transparenz der Kostenarten sei nicht gewährleistet. Die Landeshaushaltsordnung unterscheidet folgende Zuwendungsarten:  - Projektförderung: Zuwendungen zur Deckung von Ausgaben des Zuwendungsempfängers für einzelne Vorhaben, die fachlich, inhaltlich und finanziell abgrenzbar sind. - Institutionelle Förderung: Zuwendungen zur Deckung der gesamten Ausgaben oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben eines Zuwendungsempfängers. Die Abgrenzung zwischen institutioneller Förderung und Projektförderung ist umgesetzt. Die Personal- und Sachkosten der Verwaltung der Stadtteil-Schule e.V. werden als sog. Overheadkosten über eine institutionelle Förderung bewilligt.  



Die Personalkosten für die verschiedenen fachlichen Projekte, wie Unterrichtsvertretung und Vorkurse werden als Projektförderungen bewilligt. Damit ist sichergestellt, dass sog. Gemein- oder Verwaltungskosten der Stadtteil-Schule e.V. nicht doppelt bewilligt werden. c. mit der Stadtteil-Schule für alle Fördermaßnahmen überprüfbare qualitative und quantitative Ziele zu vereinbaren, sich über die Zielerreichung berichten zu lassen, diese regelmäßig zu überprüfen und die Ergebnisse der Erfolgskontrolle zu dokumentieren, Nach der Landeshaushaltsordnung ist die Verwendung der Zuwendung vom Zuwendungsempfänger nachzuweisen. Der Verwendungsnachweis ist wesentlicher Bestandteil des Zuwendungsverfahrens und für dessen ordnungsgemäße Durchführung sowie für eine wirksame Kontrolle des zweckentsprechenden Einsatzes der Steuermittel unverzichtbar. Durch ihn werden sowohl die Ordnungsmäßigkeit des Verfahrens als auch die Zweckerfüllung und die Wirtschaftlichkeit der Mittelverwendung nachgewiesen. Der Verwendungsnachweis umfasst einen Sachbericht sowie eine zusammenfassende zahlenmäßige chronologische Aufstellung der Ausgaben und der Einnahmen. Der Rechnungshof vertrat die Ansicht, dass die von der Stadtteil-Schule e.V. eingereichten Verwendungsnachweise die Anforderungen hinsichtlich der Ausgestaltung der Sachberichte nicht erfüllten, da der inhaltliche Erfolg anhand der Unterlagen nicht zu überprüfen war und dazu Vorgaben bezüglich quantitativer und qualitativer Ziele in den Zuwendungsbescheiden fehlten. Das dem Rechnungshof dargestellte Prinzip bei der Bewilligung genügte dabei nicht. Bemessungsgrundlage ist darin eine bestimmte Anzahl von Stellen, die für den Einsatz in der Unterrichtsvertretung finanziert werden. Der Einsatz von Stunden, die eingesetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und die Kosten werden dabei gesetzt. Unterjährig erfolgt das Controlling auf Grundlage von entsprechenden Listen. Dieses Controlling- und Abrechnungssystem gilt es nach den Vorstellungen des Rechnungshofs zu erweitern und festschreiben um Kennzahlen in qualitativer und quantitativer Hinsicht.  In qualitativer Hinsicht werden bereits Vorgaben gemacht, die sich insbesondere in der Unterrichtsvertretung auf eine Mindestqualifikation der einzusetzenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bezieht. In quantitativer Hinsicht ist daran gedacht, die Bewilligungsparameter festzuschreiben, die sich auf Kurse, Schülerinnen und Schüler, Gruppengröße und Unterrichtsstunden beziehen kann.  Das Ressort hat den Vorschlag, Förderrichtlinien für vergleichbare Vorhaben zu entwickeln, aufgenommen und wird dazu Regelungen entwickeln. d. Eine Regelung für vertiefte Nachweisprüfungen zu schaffen 



Grundsätzlich sind bei der Prüfung von Verwendungsnachweisen vereinfachte Prüfungen durchzuführen, bei denen die Abrechnungen und die Sachberichte kursorisch geprüft werden. Das Verfahren entspricht den Vorgaben der Landeshaushaltsordnung. Bei den vertieften Prüfungen ist darüber hinaus eine Belegprüfung vorzunehmen. Dies ist nicht der Regelfall.  Die vertieften Prüfungen finden bereits in der Praxis statt, dies hat der Rechnungshof nicht moniert, sondern die fehlende formale Regelung, mit der die Häufigkeit der vertieften Prüfung festgelegt ist. Der Forderung nach dieser Regelung wird nachgekommen.  C. Finanzielle / Personelle Auswirkungen / Gender-Prüfung Durch die Vorlage des Berichts werden keine zusätzlichen Finanzmittel gebunden. Durch die Vorlage des Berichts entsteht keine Gender-Relevanz.  D. Beteiligung -  E. Beschlussvorschlag 1. Die Deputation für Kinder und Bildung nimmt den Bericht zur Kenntnis. 2. Die Deputation für Kinder und Bildung bittet die Senatorin für Kinder und Bildung, den Bericht an den Rechnungsprüfungsausschuss weiterzuleiten.    In Vertretung  Frank Pietrzok Staatsrat  


